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Amtsblatt 
für die Erzdiözese freiburg. 

Nr N Freiburg I Gr., 14- slpril ]?M 

S3 

OVDSADV UnaTFIDE? 
FIDES«? El SEBVAT 

Gonrad 
durch Gottes Erbarmung und des heiligen Apostolischen Stustles Gnade 

Erzbischof von freiburg 
Metropolit der Oberrheinischen RirchenprovinZ. 

4- 

Verordnung 
über die Errichtung, die Organisation und die Befugnisse 

des Erzbischöflichen Oberstiftungsrates 
vom 30, März t?34. 

? 
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In Vollzug des § 7 Abs. 2 der Satzung über die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögeus 

im Erzbistum Freiburg, badischen Anteils, vom 27. Februar 1934 verordnen Wir, was folgt: 

(1) Die in § 7 Abs. 2 der Satzung über die Ver- 
waltung des katholischen Kirchenvermögens im Erz- 
bistum Freiburg, badischen Anteils, vom 27. Februar 
1934 vorgesehene Verwaltungsstelle wird mit Wir- 
kung vom 1. April 1934, dem Tage des Inkraft- 
tretens dieser Satzung, errichtet und führt die Be- 
zeichnung „Erzbischöflicher Oberstiftungsrat". 
Dieser ist eine dem Erzbischöflichen Ordinariat unter- 
stellte kirchliche Behörde. Ihm unterstehen die Be- 
zirksverwaltungen, nämlich die Katholische Stiftungs- 
verwaltung in Freiburg, die Katholische Stiftungs- 
Verwaltung und Allgemeine Katholische Kirchensteuer- 
kasse in Karlsruhe und die Pfälzer Katholische Kirchen- 
schaffnei in Heidelberg. 

(2) Der Erzbischöfliche Oberstiftungsrat wird ver- 
antwortlich von dem Vorsitzenden geleitet, der die 
Geschäftsführung überwacht und die Dienstaufsicht 
über die Beamten und Angestellten ausübt. Der 
Vorsitzende hat die Amtsbezeichnung „Direktor 
W @t&bi#öfüd)en OW#nü8iate8". #n &ur 
Seite steht ein Kollegium von Räten, dessen Be 
schlußfassung kollegialisch erfolgt. 

(3) Der Direktor sowie die Kollegialmitglieder 
werden vom Ordinarius, die Beamten der mittleren 
Laufbahn vom Erzbischöflichen Ordinariat, die üb- 
rigen Beamten und Angestellten vom Erzbischöflichen 
Oberstiftungsrat im Einverständnis mit dem Erz- 
bischöflichen Ordinariat ernannt. 

§ 2. 
(1) Der Erzbischöfliche Oberstiftungsrat 

verwaltet namens des Ordinarius durch die ihm unter- 
stellten Verwaltungen (§ 1 Abs. 1) die folgenden 
allgemeinen Fonde, Anstalten und Kassen: Die 
Allgemeine Katholische Kirchenkasse, die Katholische 
Jnterkalarkasse, die Pfälzer Katholische Kirchen- 
schaffnei, den Brnchsaler Geistlichen Seminarfond, 
den Breisgauer Katholischen Religionsfond, den Brei- 

sacher Präsenzfond, den Pensionsfond der Priester 
der Erzdiözese Freiburg, badischen Anteils, die Ka- 
tholische Pfarrpfründekasse, die bei ihm bestehende 
Regiekasse, sowie das Korporationsvermögen der 
römisch-katholischen Kirche des Landes Baden (All- 
gemeine Katholische Kirchensteuerkasse). 

(2) Er vertritt mit den in § 10 der Satzung 
aufgeführten Einschränkungen, jedoch unbeschadet der 
in Abs. 6 dieses Paragraphen gewährten Befugnisse, 
die in Abs. 1 genannten Rechtspersonen gerichtlich 
und außergerichtlich. 

(3) Er stellt die Voranschläge für die feiner Ver- 
waltung unterliegenden Vermögen auf, welche dem 
Ordinarius zur Prüfung und Genehmigung recht- 
zeitig vorzulegen sind. Für Einnahmen und Aus- 
gaben über 5000 RM, die in die Voranschläge 
nicht aufgenommen sind, ist die Genehmigung des 
Ordinarius einzuholen. 

(4) Die Rechnungen der in Abs. 1 angegebenen 
Fonde, Anstalten und Kassen werden von der beim 
Erzbischöflichen Oberstiftungsrat bestehenden Rech- 
nungsabhör geprüft und verbeschieden. 

(5) Auf Schluß des Rechnungsjahres ist jeweils 
dem Ordinarius eine übersichtliche Darstellung des 
Vermögensstandes der in Abs. 1 namhaft gemachten 
Rechtspersonen und Kassen vorzulegen. 

(6) Der Erzbischöfliche Oberstiftungsrat ist zu- 
ständig für die von ihm vertretenen Rechtspersonen 

a) zum Erwerb von Grundstücken im Betrage 
bis zu 5000 RM, 

b) zum Mitbieten bei Zwangsversteigerungen 
in die dem kirchlichen Vermögen verhafteten 
Grundstücke insoweit, als das kirchliche Ver- 
mögen volle Befriedigung seiner Forderungen 
erhält, 

c) zur Abtretung von Grundstücken (auch durch 
gütliche Vereinbarung), insoweit die Voraus- 
setzungen der Enteignung gegeben sind, 
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d) zur Aenderung, Veräußerung und Aufgabe 

von Rechten an Grundstücken, 

e) zur Veräußerung und Belastung von Wert- 

papieren, auch Juhaberpapieren oder Buch- 

forderungen gegen das Reich und die Länder, 

{) zu Verpachtungen und Vermietungen auf 

länger als 9 Jahre, 

g) zur Führung von Prozeffen mit einem Streit- 

mert bië &u 1000 ebenso &u Bet##, 

Verzichten und Anerkenntnissen über strittige 

Ansprüche mit einem Wert bis zu 1000 RM. 

§ 3. 

(1) Bet GtgbiWdWe ^61^^881^ 
führt die Aufsicht über das Vermögen der Stadt- 

unb SanbfapM, bei #ünben, bet öttüc# gonbe, 

ber Kirchengemeinden und der etwaigen Distrikts- 

stiftungen. 

(2) Die Verwalter dieser Vermögen haben ihm 

auf Bedangen bie Boian#%e gut Prüfung unb 

Genehmigung einzureichen. Die in den Voranschlägen 

nicht vorgesehenen Einnahmen und Ausgaben be- 

dürfen feiner Genehmigung. 

(3) Bet @##0^6 DbetftiftunQëtat besorgt 

bie Abbör der Rechnungen der in Abs. 1 genannten 

Rechtspersonen in den für diese vorgeschriebenen 

Rechuungsabschnitten. 

(4) Bet Oberfüftungërat ist er» 

m#Ü8t, ben in #. 1 genannten 9#t8peifonen 

bie erforderliche kirchenobrigkeitliche Genehmigung 

füt bie in § 2 %bf. 6 bieget Betotbnung begei^neten 

Rechtsgeschäfte zu erteilen. 

(5) Die Genehmigungsbefngnis steht ihm auch 

u 
a) bei Errichtung von belasteten Stiftungen 

unter 5000 RM, 

b) bei Verpachtungen und Vermietungen, wenn 

sie über die Zeit des Pfründegenusses des 

vertragschließenden Pfründnießers hinaus 

gelten sollen (§ 10 #. ?b bet G^ung), 

c) für Rechtsgeschäfte mit einem an bet Ver- 

waltung Beteiligten (§ 10 Ziff. 12 der 

Satzung), 

d) für wiederkehrende Ausgaben bis zu 1000 RM 
jährlich, 

e) zu Herstellungen an kirchlichen Gebäuden mit 

einem Äufmonb bië gu 5000 ÆAf (bei Hebet» 

fchreitungen bis zu weiteren 2000 RM), 

sofern es sich nicht um Aenderungen im Be- 

stand oder um Arbeiten zur äußeren und 

inneren Ausschmückung handelt. 

§ 4. 

(1) Die Befugnisse, welche bezüglich des Kirchen- 

vermögens in den kirchlichen Gesetzen, Verordnungen, 

Instruktionen und Dienstvorschriften dem Katho- 

lischen Oberstiftungsrat übertragen wurden, gehen 

mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung auf den 

Erzbischöflichen Oberstiftungsrat über. 

(2) Dasselbe findet auf die in der Erzdiözese 

Freiburg, badischen Anteils, hinsichtlich des kirchlichen 

Bauwesens bestehenden kirchlichen Vorschriften An- 

wendung. 
§ 5. 

Diese Verordnung tritt mit dem 1. April 1934 

in Kraft. 

gteibntg i. 33t., ben 30. 9Rätg 1934. 

4- Conrad, 
Erzbischof. 
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